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Resolution DV 2-2026 

Psychotherapeutischer Raum und freier Zugang zur Versorgung müssen im GeDIG 

wirksam geschützt bleiben 

Die Delegiertenversammlung des Bundesverbands der Vertragspsychotherapeuten (bvvp) 

fordert Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat auf, das „Gesetz für Daten und digitale 

Innovation im Gesundheitswesen“ (GeDIG) so auszugestalten, dass psychotherapeutische 

Vertraulichkeit, Schweigepflicht, informationelle Selbstbestimmung, Therapiefreiheit und der 

freie Zugang zur psychotherapeutischen Versorgung nicht geschwächt werden. 

Digitalisierung im Gesundheitswesen kann Versorgung verbessern. Sie darf aber nicht dazu 

führen, dass besonders sensible psychotherapeutische Daten für Steuerungs-, Auswertungs- 

oder wirtschaftliche Zwecke verfügbar gemacht werden. Psychotherapeutische Behandlung 

setzt voraus, dass Patient*innen über Traumata, Suizidalität, Gewalterfahrungen, familiäre 

Konflikte, Sexualität, Scham, Schuld, politische oder religiöse Überzeugungen und intime 

Lebensbereiche sprechen können, ohne Angst vor deren späterer Verwertung haben zu 

müssen. 

 

Die Delegiertenversammlung fordert deshalb: 

 

• Psychotherapeutische Behandlungs-, Verlaufs- und Befunddaten, Gesprächsinhalte,  

biografische Angaben und Dokumentationen müssen besonders geschützt bleiben. 

 

• Eine Nutzung dieser Daten darf nur auf Grundlage einer ausdrücklichen, informierten, 

zweckgebundenen, granularen und jederzeit widerrufbaren Einwilligung erfolgen. 

 

• Pauschale Einwilligungen sind unzulässig: Bloße Opt-out-Modelle oder die Wertung einer 

Nutzung digitaler Infrastruktur als faktische Zustimmung reichen im Umgang mit 

psychotherapeutischen Daten nicht aus. 

 

• Krankenkassen dürfen psychotherapeutische Daten nicht für Risikoprofile, 

Präventionsansprache, Bonusprogramme, Wahltarife, Selektivvertragslenkung, 

Terminsteuerung, Zugangssteuerung oder wirtschaftliche Versichertenklassifikation 

nutzen. 

 

• Eine klare Trennung der wirtschaftlichen Steuerungsinteressen der Krankenkassen von 

der medizinischen Diagnose- und Indikationsstellung in den Praxen muss sichergestellt 

bleiben. 
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• Reallabore und digitale Innovationsvorhaben dürfen nicht zum Experimentierfeld für die 

Auswertung besonders sensibler psychotherapeutischer Daten werden. 

 

• Digitale Ersteinschätzungen dürfen keine Zugangsvoraussetzung zur Psychotherapie und 

keine verbindliche Grundlage für Priorisierung, Terminvergabe oder Leistungssteuerung 

werden. 

 

• Der unmittelbare Zugang zur Psychotherapeutischen Sprechstunde muss erhalten 

bleiben. Sie ist ein inzwischen über viele Jahre bewährtes patientennahes fachliches 

Steuerungsinstrument. Die Indikationshoheit muss in den Praxen bleiben. 

 

• Betroffene wie auch Berufsvertretungen aus dem Bereich der psychotherapeutischen 

Versorgung müssen verbindlich bei allen Regelungen zur Nutzung psychotherapeutischer 

Daten beteiligt werden. 

Die Delegiertenversammlung stellt klar:  

 

Psychotherapie braucht Vertrauen! Patient*innen müssen sicher sein können, dass das, was 

sie ihren Therapeut*innen in der Behandlung anvertrauen, nicht später gegen sie verwendet, 

oder für andere Zwecke genutzt wird. Diese Vertraulichkeit ist eine absolute Voraussetzung 

für jedwede psychotherapeutische Arbeit. Wer die Vertraulichkeit schwächt, schadet der 

psychotherapeutischen Versorgung. 


